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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Forschung und Technologie (18. Ausschuß) 


zu der Unterrichtung durch die Bundesregierung 
— Drucksache 10/362 — 


Bericht der Bundesregierung zu den Konsequenzen aus dem Bericht „Giobai 2000“ 


A. Problem 

Die Bundesregierung wurde mit Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom 28. Oktober 1982 ersucht, aufgrund eines 
umfangreichen Fragenkatalogs einen Bericht zu den Konse- 
quenzen aus dem Bericht „Global 2000“ vorzulegen. 


B. Lösung 

Der von der Bundesregierung entsprechend diesem Beschluß 
vorgelegte Bericht gibt zu weiteren grundsätzlichen Überle- 
gungen und Perspektiven Anlaß. 


C. Alternativen 

Von der Fraktion der SPD und der Fraktion DIE GRÜNEN 
wird die Entgegennahme des Berichts abgelehnt und dessen 
Neubearbeitung durch die Bundesregierung verlangt. 


D. Kosten 


keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. in Anerkennung ihrer bisherigen Bemühungen die Anstrengungen zum 
Schutz der Umwelt fortzusetzen und dabei 

1.1 den Umweltschutz verstärkt und laufend nicht nur zum Gegenstand 
ihrer Politik in der Bundesrepublik Deutschland und im EG-Bereich zu 
machen, sondern die Reinhaltung der Luft, der Gewässer und Meere und 
die Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit weiter und verstärkt als besondere 
Anliegen in die internationale Diskussion einzubringen, 

1.2 alle eingeleiteten und geplanten Maßnahmen zur Verhinderung sowohl 
der übermäßigen Abholzung der Tropenwälder wie der Ausdehnung der 
Wüsten soweit als möglich zu fördern, 

1.3 bei deutschen Unternehmen oder Unternehmen mit deutscher Beteili- 
gung darauf hinzuwirken, daß sie Investitionen und Aktivitäten in Ent- 
wicklungsländern so umweltschonend wie möglich durchführen, 

1.4 sich an der Bekämpfung der absoluten Armut und den Bemühungen um 
die Befriedigung der Grundbedürfnisse der Menschen — als den Voraus- 
setzungen für eine notwendige Stabilisierung der Weltbevölkerung und 
Minderung des armutsbedingten Raubbaues an der Natur — intensiv zu 
beteiligen, 

1.5 Forschung und Entwicklung zur Schonung der natürlichen Ressourcen 
weiter voranzutreiben; 

2. die Entwicklungen im Bereich der Prognoseinstrumente, insbesondere der 
wissenschaftlich fundierten rechne rge stützten Simulationsmodelle, aufmerk- 
sam zu verfolgen, gegebenenfalls auch zu unterstützen und bei neuen Er- 
kenntnissen von Bedeutung den Deutschen Bundestag rechtzeitig hierüber 
zu informieren. 


Bonn, den 7. November 1984 


Der Ausschuß für Forschung und Technologie 


Frau Dr. Bard Boroffka Vosen Kohn 

Vorsitzende Berichterstatter 


Frau Dr. Hickel 
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Bericht der Abgeordneten Boroffka, Vosen, Kohn und Frau Dr. Hickel 


1. Allgemeines 

Der Bericht ist gemäß § 80 Abs. 3 GO-BT am 30. Sep- 
tember 1983 an den Ausschuß für Forschung und 
Technologie federführend sowie an den Auswärti- 
gen Ausschuß, den Innenausschuß, den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten, den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit und an den Ausschuß für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zur Mitberatung 
überwiesen worden. 

Der Technologieausschuß hat den Bericht in seinen 
Sitzungen am 24. Mai 1984 und am 7. November 
1984 beraten und dabei mit Mehrheit die vorgelegte 
Beschlußempfehlung angenommen. 


2. Empfehlungen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat mit Mehrheit emp- 
fohlen, den Bericht zustimmend zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Der Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
hat mit Mehrheit empfohlen, die Bundesregierung 
aufzufordern, 

— die von ihr angekündigte rasche und erhebliche 
Steigerung des Anteils der öffentlichen Entwick- 
lungshilfe am Bruttosozialprodukt sobald wie 
möglich zu verwirklichen, 

— bei deutschen multinationalen Unternehmen 
darauf hinzuwirken, daß sie umweltschädigende 
Investitionen in Entwicklungsländern unterlas- 
sen, 

— im Rahmen ihrer entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit ein Schwerpunktprogramm Öko- 
logie gezielter und besser koordiniert als bisher 
national wie international zu fördern. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat den Bericht zur Kenntnis genommen und be- 
grüßt, daß diese amerikanische Studie aus dem 
Jahre 1980 in der Bundesrepublik Deutschland eine 
breite Diskussion ausgelöst hat. 

Der Innenausschuß hat mit Mehrheit beschlossen, 
den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat empfohlen, die Bundesregierung aufzu- 
fordern, den Umweltschutz verstärkt und laufend 
zum Gegenstand nicht nur ihrer Innen- und ihrer 
EG-Politik zu machen, sondern die Reinhaltung der 
Luft, der Gewässer und der Meere, die Erhaltung 
der Bodenfruchtbarkeit und besonders die dramati- 
sche Abholzung der Tropenwälder sowie die Zu- 
nahme des Wüstengürtels als besonderes Anliegen 
in die internationale Diskussion einzubringen. 


Der Auswärtige Ausschuß hat mit Mehrheit emp- 
fohlen, den Bericht zustimmend zur Kenntnis zu 
nehmen. 

3. Bericht der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat ihren Bericht unter Be- 
zugnahme auf die umfangreiche Antwort auf die 
Große Anfrage der Fraktionen der SPD und FDP 
zur Umweltpolitik (Drucksache 8/3713) sowie zu- 
letzt auf die Antworten auf die Kleinen Anfragen 
zur Fortentwicklung der Umweltpolitik (Druck- 
sache 9/2349), Verbesserung des Gewässerschutzes 
(Drucksache 9/2348) und Verbesserung der Luft- 
reinhaltung (Drucksache 9/2347) vorgelegt und dar- 
auf verzichtet, in einer umfassenden Auflistung das 
bereits Erreichte aufzuführen. Insbesondere hat sie 
Bezug genommen auf den vom Bundeskabinett am 
10. März 1982 verabschiedeten und unter anderem 
dem Ausschuß für Forschung und Technologie zu- 
geleiteten Bericht zu „Global 2000“. In diesem Be- 
richt hat die Bundesregierung zusammenfassend 
unter anderem ausgeführt, daß trotz gewisser Ver- 
gröberungen und Schwächen im methodischen Vor- 
gehen sowie bei der Datengewinnung die Grund- 
aussage der amerikanischen Globalanalyse selbst 
von Kritikern im Kern geteilt werde. Es bestehe 
Übereinstimmung, daß die im Bericht aufgezeigten 
globalen Entwicklungstendenzen in den Bereichen 
Bevölkerung, Ernährung, Ressourcen und Umwelt 
Schlüsselprobleme für die Zukunft der Menschheit 
darstellten und daß die damit zusammenhängenden 
unterschiedlichen Entwicklungen in den armen und 
den reichen Ländern zu großen Spannungen in der 
Welt führen könnten. Diese Grundaussage teile 
auch die Bundesregierung. Sie sei der Auffassung, 
daß der Bericht zwar wichtige Anstöße nicht zuletzt 
für eine tiefergreifende Erforschung der Zusam- 
menhänge geben könne, für praktisches politisches 
Handeln gebe er jedoch keine konkreten Empfeh- 
lungen. Wenn dies auch nicht das Ziel der Verfasser 
gewesen sei, so habe der Bericht in der Öffentlich- 
keit den Eindruck erweckt, daß die drohende Ver- 
schärfung der im Grunde bekannten Probleme 
darin erstmals klar beschrieben werde und daß zu 
wenig geschehe, um diesen Entwicklungen entge- 
genzuwirken. Daher halte es die Bundesregierung 
für notwendig, in der Öffentlichkeit zu dem Er- 
kenntniswert und zu den Erkenntnisgrenzen der 
Studie Stellung zu nehmen und zugleich die schon 
eingeleiteten und im Rahmen der internationalen 
Zusammenarbeit noch fortzuentwickelnden Maß- 
nahmen zur Abmilderung bzw. Überwindung der 
Probleme darzustellen. Die Bundsregierung sei ent- 
schlossen, weiterhin dazu beizutragen, daß die pro- 
gnostizierten „scheinbaren“ Zwangsläufigkeiten, 
z. B. in der Entwicklung von Bevölkerung und Nah- 
rungsmittelversorgung, im Ressourcenbereich und 
der Umweltbelastung durchbrochen würden. 
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Mit dem nunmehr vorgelegten Bericht gibt die Bun- 
desregierung unter Berücksichtigung des mit Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 28. Oktober 
1982 verabschiedeten Fragenkatalogs eine weitere 
Stellungnahme zu den weltweiten Problemen der 
Umwelt- und Ressourcenbedrohung, des Bevölke- 
rungswachstums und des Hungers, die in der Studie 
„Global 2000“ im Jahre 1980 aufgeworfen worden 
waren, ab. Die Bundesregierung vertritt die Auffas- 
sung, die meisten in „Global 2000“ aufgezeigten kri- 
tischen Entwicklungen seien international als sol- 
che erkannt. Der Wert der Studie liege nicht so sehr 
im Präzisionsgrad der Detailberechnungen als viel- 
mehr in ihrer Wirkung auf die politische Diskus- 
sion. Es sei nicht verantwortbar, in wichtigen Berei- 
chen so fortzufahren wie bisher, wenn man die ne- 
gativen Auswirkungen der aufgezeigten Entwick- 
lungen vermeiden oder wenigstens entscheidend 
abschwächen wolle. In viel stärkerem Maße als bis- 
her müsse es prioritäres Kriterium für Entschei- 
dungen werden, die natürlichen Lebensgrundlagen 
zu erhalten und dies auch rechtlich festzuschreiben. 
Sie sieht die Waldschäden als dramatisches Signal 
an, daß das bislang als gegeben erachtete Gleichge- 
wicht zwischen industriellen Wirtschaften und sta- 
biler Umwelt in einen Zustand mit unbekannten 
Folgen überzugehen droht. Weiterhin stellt sie fest, 
daß das erforderliche umweltpolitische und planeri- 
sche Instrumentarium in der Bundesrepublik 
Deutschland weitgehend vorhanden ist. Die Aussa- 
gekraft von Simulationsmodellen dürfe nicht über- 
bewertet, die Basis der Meßdaten müsse verbessert 
werden. Von der Technologie-Folgenabschätzung 
und der Umweltverträglichkeitsprüfung sowie von 
besserer Ressortkoordination und Bund-Länder- 
Planung werden Hilfe erwartet. Schwerpunkte für 
verstärkte Anstrengungen, um den Aussagen in 
„Global 2000“ Rechnung zu tragen, sieht die Bundes- 
regierung in einer Weiterentwicklung der umwelt- 
politischen Maßnahmen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Europäischen Gemein- 
schaft, einem Bündel bevölkerungspolitischer Maß- 
nahmen zur Einschränkung des Bevölkerungs- 
wachstums sowie in der Umweltberatung von Ent- 
wicklungsländern im Rahmen des UN-Weltpro- 
gramms. In vielen Bereichen mache „Global 2000“ 
deutlich, daß das Detailwissen noch auf unsicheren 
Füßen stehe. Hier liege ein weites Betätigungsfeld 
für Grundlagen und angewandte Forschung, aber 
auch der verbesserten naturwissenschaftlichen und 
technischen Bildung, die die Fähigkeit fördert, Zu- 
sammenhänge und Wirkungen zu erkennen. Das 
Problembewußtsein könne nicht nur durch Öffent- 
lichkeitsarbeit gefördert werden, vielmehr müsse 
das Bildungssystem die ökologischen Fragen als 
Querschnittsaufgaben aufgreifen und vermitteln. 


4. Beratung im Ausschuß für Forschung und 
Technologie 

Der Technologieausschuß vertrat mit der Mehrheit 
der Koalitionsfraktionen die Meinung, daß der Be- 
richt der Bundesregierung die zum Zeitpunkt der 
Vorlage bereits getroffenen bzw. eingeleiteten Maß- 
nahmen auf nationaler wie auf internationaler 


Ebene in überzeugender Weise darlegt und deshalb 
zustimmend zur Kenntnis genommen werden soll- 
te. Aufgrund der erkennbaren, weltweiten Entwick- 
lungen sah sich die Mehrheit veranlaßt, durch wei- 
tere Überlegungen und Perspektiven die Bemühun- 
gen der Bundesregierung im Umweltbereich zu un- 
terstützen, an der Lösung der erkannten Probleme 
mitzuarbeiten, wobei allerdings nicht zu verkennen 
ist, daß Probleme globalen Ausmaßes der interna- 
tionalen Kooperation und des Konsenses aller Be- 
teiligten und Betroffenen bedürfen. 

Durch entscheidende Veränderungen im wissen- 
schaftlichen Bereich, wie die Datenrevolution, d. h. 
die zunehmende Verfügbarkeit relevanter Daten, 
insbesondere sogenannter Zeitreihen, wie die Ent- 
wicklung von Großrechnern und wie die Fort- 
schritte in der Mathematik und Statistik, können 
globale Modelle ein wesentliches Mittel zur recht- 
zeitigen Erkennung kommender Problementwick- 
lungen und der notwendigen und möglichen Ab- 
wehrmaßnahmen sein. Aus diesem Grunde hielten 
es die Koalitionsfraktionen für erforderlich, daß die 
Bundesregierung diese Entwicklungen aufmerk- 
sam verfolgt und gegebenenfalls auch unterstützt, 
um bei etwaigen neuen Erkenntnissen von Bedeu- 
tung den Deutschen Bundestag entsprechend un- 
terrichten zu können. 

Die Oppositionsfraktionen lehnten aus unterschied- 
lichen Gründen die Entgegennahme des Berichts 
ab und beantragten die Rückverweisung an die 
Bundesregierung zur erneuten Überarbeitung. 

Die Fraktion der SPD vermißt in dem Bericht der 
Bundesregierung das Aufzeigen von Möglichkeiten 
zur Überwindung der in „Global 2000“ dargestellten 
Schwierigkeiten. Deshalb sollte die Bundesregie- 
rung die Gesamtproblematik in einem ressortüber- 
greifenden Ansatz darstellen, um wichtige Zusam- 
menhänge zu verdeutlichen, wie die Zusammen- 
hänge zwischen der auf hohen Rohstoff- und Ener- 
gieverbrauch ausgerichteten Wirtschaft der Indu- 
strieländer und den Existenzproblemen der Ent- 
wicklungsländer sowie die Zusammenhänge zwi- 
schen Futtermittelimporten für die Veredlungswirt- 
schaft der Industrieländer und dem Hunger in der 
Dritten Welt. Außerdem sollte die Bundesregierung 
den Bericht aktualisieren, da „Global 2000“ sich auf 
Datenmaterial aus den 70er Jahren stützt, um so zu 
erfahren, ob sich die damals aufgezeigten Entwick- 
lungstrends bestätigt oder verstärkt bzw. nicht be- 
stätigt haben. Ferner sollte die Bundesregierung 
den Bericht dazu nutzen, das nationale umweltpoli- 
tische Instrumentarium im Hinblick darauf zu 
durchleuchten, in welchen Punkten es ergänzt oder 
verschärft werden müßte, um globalen Bedrohun- 
gen, wie z. B. Waldsterben oder der Meeresver- 
schmutzung besser begegnen zu können. 

Für die Ablehnung des Berichts und für die bean- 
tragte Rückverweisung an die Bundesregierung wa- 
ren für die Fraktion DIE GRÜNEN folgende 
Gründe maßgeblich: 

Der Bericht „Global 2000“ stütze sich auf eine Be- 
trachtung der Zukunftsgefahren aus der Perspek- 
tive der westlichen Industrieländer. Er gehe davon 
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aus, daß die Entwicklung der „Entwicklungsländer“ 
zu ähnlichen Ergebnissen führen müsse bezüglich 
Rohstoff-, Energie- und Landschaftsverbrauch wie 
in den Industrieländern. Demzufolge konstatiere 
der Bericht einen entsprechenden Nachholbedarf 
der Entwicklungsländer. Daraus resultiere eine sich 
verschärfende katastrophale Entwicklung der Um- 
weltzerstörung und des Ressourcenverbrauchs. 
Demgegenüber fehle im Bericht der Bundesregie- 
rung eine Diskussion anderer Entwicklungsmodelle 


Bonn, den 7. November 1984 


Boroffka Vosen Kohn Frau Dr. Hickel 


auch und gerade für die Industrieländer. Deshalb 
müßten die ersten Ansätze zu systemanalytischen 
Forschungen verstärkt und vertieft werden, um die 
ökologischen (Luft, Wasser, Boden, Biosphäre, Kli- 
ma), die ökonomischen (Land- und Forstwirtschaft, 
Handwerk und Industrie, Rohstoffe, Nahrungsmit- 
telversorgung, Konsumgüter) und die gesundheitli- 
chen und gesellschaftlichen (Erkrankungen, Ar- 
beitsplätze etc.) Folgen verschiedener Entwick- 
lungsmodelle darzustellen. 
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